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Liebe Leserinnen und Leser, 

vor 30 Jahren wurden im September 1987 um den
Pündterplatz sowie die Georgen- und Zentnerstraße in
Schwabing und in der Maxvorstadt die ersten beiden
Erhaltungssatzungen Münchens erlassen. 

Zum damaligen Zeitpunkt war der Einsatz dieses städ-
tebaulichen Instruments politisch sehr umstritten. 
Inzwischen jedoch sind die Erhaltungssatzungen zu ei-
nem der wichtigsten Bausteine des wohnungspoliti-
schen Instrumentariums in der Landeshauptstadt Mün-
chen geworden. Sie tragen zur Sicherung erschwingli-
chen Mietwohnraums sowie zum Schutz gewachsener
Milieus und Bevölkerungsstrukturen in den Vierteln bei.

Nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 Baugesetzbuch soll 
in Erhaltungssatzungsgebieten die Zusammensetzung
der Wohnbevölkerung erhalten bleiben, wenn dies aus besonderen städtebaulichen Gründen erforderlich ist. In-
dem Abbruch, bauliche Änderungen und Nutzungsänderungen der Gebäude ebenso einer speziellen Genehmi-
gung bedürfen, wie die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen, können Luxusmodernisierungen und 
eine unangemessene Erhöhung des Standards der Wohnungen in der Regel verhindert und die angestammten 
Mieterinnen und Mieter (das „Milieu“) vor Verdrängung geschützt werden.

Insbesondere durch den lange geforderten und schließlich im Jahr 2014 vom Freistaat eingeführten Genehmi-
gungsvorbehalt bei der Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen hat das Instrument noch einmal an Be-
deutung gewonnen.

Die Versorgung der Bevölkerung mit bezahlbarem Wohnraum kann nicht ausschließlich durch den Bau neuer 
Wohnungen stattfinden, insbesondere weil geeignete Flächen in München nur noch in begrenztem Maße vor-
handen sind. Deshalb ist das Instrument der Erhaltungssatzung für den Bestandsschutz und die Wahrung ge-
mischter Bevölkerungsstrukturen in den Stadtvierteln unabdingbar. 

Während Ende der 1980er Jahre gerade einmal sechs Erhaltungssatzungsgebiete in drei Münchner Stadtbezir-
ken existierten, sind es heute 21 Gebiete, verteilt auf 14 Stadtbezirke, in denen rund 261.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner leben. 

Die vorliegende Broschüre zum 30-jährigen Bestehen der Erhaltungssatzung in München gibt einen Überblick 
über den langjährigen Einsatz des Instruments, die bisherigen Erfahrungen und Erfolge sowie die Entwicklun-
gen, die seit dem Erscheinen der Broschüre „25 Jahre Erhaltungssatzungen in München“ aus dem Jahr 2012 
stattgefunden haben. 

Prof. Dr.(I) Elisabeth Merk
Stadtbaurätin
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Erhaltungssatzung Baldeplatz / Dreimühlenstraße | Glockenbachviertel

1 
Einführung



Bis in die 1990er Jahre hinein wa-
ren Luxusmodernisierungen, Woh-
nungszusammenlegungen und Um-
wandlungen sowie die daraus resul-
tierende Verdrängung der ange-
stammten Bevölkerung durch ein-
kommensstärkere Haushalte vor-
dergründig ein Problem gefragter 
innerstädtischer Lagen wie etwa 
dem Lehel, Schwabing oder dem 
Glockenbachviertel. Bereits seit ei-
niger Zeit sind jedoch auch weitere 
Viertel innerhalb des Mittleren 
Rings wie zum Beispiel Sendling, 
Haidhausen oder Giesing von der-
artigen Gentrifizierungsprozessen 
betroffen. 

Da ein Großteil des klassischen in-
nerstädtischen Altbaubestandes je-
doch bereits eine bauliche Aufwer-
tung erfahren hat oder sich schon 
im Umgriff einer Erhaltungssatzung 
befindet, rücken zunehmend auch 
Bereiche außerhalb des Mittleren 
Rings mit Wohnungsbeständen aus
den 1970er und 80er Jahren in den 
Fokus von Investoren.

Dabei finden in München nicht 
mehr die „klassischen“ Gentrifizie-
rungsprozesse statt, die sich da-
durch charakterisieren, dass Stu-
denten, Künstler und Kreative auf-
grund der geringen Mieten in pro-
blematische oder heruntergekom-
mene Viertel mit schlechter oder 
leerstehender Bausubstanz ziehen 
und diese nach und nach auch für 
besser verdienende Bevölkerungs-
gruppen attraktiv machen. Wenn 
von Gentrifizierung, gerade in den 
Innenstadt- und Innenstadtrand-
lagen, gesprochen wird, handelt es 
sich in München in den meisten 
Vierteln eher um eine zweite oder 
dritte „Gentrifizierungswelle“. Von 
einer Verdrängung durch die unver-
hältnismäßige Aufwertung des Ge-
bäudebestandes zum Zwecke der 
Mietsteigerung oder des Verkaufs 
sind daher inzwischen sowohl ge-
ring- als auch durchschnittlich ver-
dienende Haushalte betroffen. 

Grundsätzlich lassen sich Aufwer-
tungsprozesse und die oft damit 
einhergehende Veränderung der 
Bevölkerungsstruktur nicht gänzlich

verhindern, da München, ähnlich 
wie andere Großstädte, einem star-
ken Wandel unterliegt. Dieser ist in-
zwischen entscheidend durch den 
stetigen Einwohnerzuwachs aber 
auch durch Globalisierungseffekte, 
neue Arbeitsformen und differen-
ziertere Lebensstile geprägt. Be-
grenzte Flächenressourcen sowie 
die gestiegene Attraktivität von Im-
mobilien als sichere Anlageform 
führen in Kombination mit den ge-
nannten Faktoren dazu, dass vor 
allem im Segment des preisgünsti-
gen Mietwohnraums die Nachfrage 
das Angebot deutlich übersteigt. 
Somit gestaltet sich die Aufrechter-
haltung der sozialen Mischung so-
wie die Wahrung gewachsener 

Nachbarschaften und Milieus immer
schwieriger, da die steigenden Miet-
preise nicht mehr für alle Einkom-
mensgruppen erschwinglich sind. 
Gerade geringverdienende Haus-
halte, Familien mit Kindern oder 
Personen, die weniger mobil sind, 
haben auf dem freien Wohnungs-
markt jedoch kaum Chancen, be-
zahlbaren und geeigneten Ersatz-
wohnraum zu finden, wenn sie auf-
grund von Mietsteigerungen ver-
drängt werden.

Damit die sogenannte „Münchner 
Mischung“, das heißt das Neben-
einander verschiedener Einkom-
mensgruppen innerhalb der Quar-
tiere auch auf dem angespannten 
Wohnungsmarkt und trotz des kon-
tinuierlichen Wachstums erhalten 
bleibt, müssen deshalb Maßnah-
men des Bestandsschutzes für 
Mietwohnraum eingesetzt werden. 

Die Erhaltungssatzung nach § 172 
Baugesetzbuch (BauGB) trägt in 
Verbindung mit dem Genehmi-
gungsvorbehalt bei der Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswoh-
nungen dazu bei, Verdrängungspro-
zesse zu verlangsamen und abzu-
mildern sowie einen sozial integrier-
ten Städtebau der von verschiede-
nen Funktionen, Nutzungen, Infra-
strukturen und sozialen Milieus ge-
prägt ist, zu fördern.

Ziel des Instruments ist es, die Zu-
sammensetzung der Wohnbevölke-
rung in einem bestimmten Gebiet 
zu erhalten unter der Vorausset-
zung, dass dies aus städtebaulicher
Sicht sinnvoll und notwendig ist. Die
Erhaltungssatzung hat demnach 
nicht die Aufgabe, die einzelne Mie-
terin oder den einzelnen Mieter zu 
schützen, sondern gewachsene Mi-
lieustrukturen zu bewahren.

Die vorliegende Dokumentation gibt
einen Überblick über den 30-jähri-
gen Einsatz der Erhaltungssatzung 
in München. Es werden Entwicklun-
gen und Erfolge aber auch die 
Grenzen des Instruments aufge-
zeigt sowie ein Überblick über die 
derzeitigen Erhaltungssatzungsge-
biete in München gegeben.

5

Glockenbachviertel

Maxvorstadt



6

Erhaltungssatzung Tegernseer Landstraße | Obergiesing

2 
Chronologie



2.1 Entstehung und Entwicklung 
der Erhaltungssatzung

Im Jahr 1976 wurde den Gemein-
den durch die Gesetzgebung zum 
ersten Mal die Möglichkeit gege-
ben, Satzungen zum Zwecke des 
Milieuschutzes zu erlassen. Die 
entsprechenden Regelungen wur-
den mit der „Novelle 1976“ des da-
maligen Bundesbaugesetzes 
(BBauG) mit § 39h in das Städte-
baurecht des Bundes integriert. 
Dieser sah vor, dass in den von der 
Gemeinde bezeichneten Satzungs-
gebieten für  Abbruch, Umbau oder 
Änderung baulicher Anlagen die 
Genehmigung dann versagt werden
konnte, wenn die Bevölkerungszu-
sammensetzung im Gebiet aus be-
sonderen städtebaulichen Gründen 
erhalten bleiben sollte. Die Vor-
schriften des § 39h BBauG wurden 
im Jahr 1987 weitgehend in die §§ 
172 und 173 BauGB überführt. 

Die erste Erhaltungssatzung in 
Deutschland wurde schließlich 
1981 von der Stadt Nürnberg erlas-
sen. Eine Vorreiterrolle übernahm 
Nürnberg auch bei der Entwicklung 
der Methodik zur Überprüfung der 
Satzungsgebiete.

In München wurde die Einführung 
des Milieuschutzes ebenfalls be-
reits seit Ende der 1970er Jahre in-
tensiv diskutiert, was vor allem den 
starken Aufwertungstendenzen 
in Innenstadt- beziehungsweise In-
nenstadtrandgebieten, wie etwa 
dem Lehel oder Schwabing, ge-
schuldet war. Jedoch war das In-
strument zu diesem Zeitpunkt 
politisch höchst umstritten. Die Ein-
führung der Erhaltungssatzung 
scheiterte zunächst, unter anderem 
weil die Ausübung des Vorkaufs-
rechts vom Landgericht München I1 
für rechtswidrig erklärt wurde. 

1984 beauftragte der Münchner 
Stadtrat das Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung, Untersu-
chungen für die Gebiete durchzu-
führen, die für den Erlass einer Er-
haltungssatzung in Frage kommen 
könnten. In den darauffolgenden 
Jahren wurde der gesamte Bereich 
innerhalb des Mittleren Rings unter-
sucht. 1985 wurde ein umfangrei-

1 Landgericht München I, Urteil vom 
03.08.1981 (Az. 0 184/78/80 Baul.).

ches Rechtsgutachten zur Aus-
übung von Vorkaufsrechten und 
dem Erlass von Erhaltungssatzun-
gen vor dem Ausschuss für Stadt-
planung und Bauordnung bekannt-
gegeben. Außerdem fand von Sei-
ten der Stadtverwaltung ein Aus-
tausch mit anderen deutschen 
Städten zur rechtlichen und me-
thodischen Vorgehensweise sowie 
zu bisherigen Erfahrungen mit dem 
Instrument statt. 

Dies ebnete den Weg, um im Jahr 
1987 schließlich die ersten beiden 
Erhaltungssatzungen nach § 172 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB in der 
Landeshauptstadt München zu er-
lassen: den „Pündterplatz“ und die 
„Georgen-Zentnerstraße“.

In mehreren Verfahren vor den 
Bayerischen Verwaltungsgerichten 
sowie in Normenkontrollen2 im Jahr 
1994 sowie im Jahr 2005 wurden 
die Satzungen für rechtmäßig er-
achtet und das methodische Vorge-
hen vom Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshof bestätigt. Allerdings 
wurde die ursprünglich 10-jährige 
Laufzeit der Satzungen bis zu de-
ren erneuter Untersuchung auf fünf 
Jahre verkürzt, um die Aktualität der
zugrunde gelegten Daten gewähr-
leisten zu können. Diese Regelung 
hat bis heute Bestand.

Derzeit wird das Instrument vor al-
lem in München, Berlin und Ham-
burg intensiv eingesetzt aber auch 
Städte wie Köln oder Frankfurt ha-
ben Erhaltungssatzungen (zum Teil 
auch unter den Bezeichnungen „Er-
haltungsverordnung“ oder „Milieu-
schutzsatzung“) nach § 172 BauGB
erlassen.

2 Normenkontrolle vom 05.08.1994 (Az. 2
N 91.2476) und Urteil zur Erhaltungs-
satzung „Am Giesinger Berg“ vom 
18.04.2005 (Az. 2 N 02.2981).

Erhaltungssatzung Pündter- und 
Viktoriaplatz

Erhaltungssatzung Wettersteinplatz

Erhaltungssatzung Gärtnerplatz / 
Glockenbachviertel
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2.2 Entwicklung der Gebietskulis-
se

Die Erhaltungssatzungen gelten in 
München für die Dauer von fünf 
Jahren. Vor Ablauf dieses Zeitfens-
ters wird überprüft, ob der Neuer-
lass einer Satzung an dieser Stelle 
und im bestehenden Gebietsumgriff
gerechtfertigt werden kann. Dies ist 
sowohl vom Aufwertungpotenzial 
des Gebäudebestandes als auch 
vom Verdrängungspotenzial der im 
Untersuchungsgebiet ansässigen 
Bevölkerung abhängig (siehe Kapi-
tel 5). 

Ergibt die Untersuchung ein zu ge-
ringes oder nicht mehr existieren-
des Aufwertungs- und/oder Ver-
drängungspotenzial, so wird die Er-
haltungssatzung nicht erneut erlas-
sen beziehungsweise so werden 
die ungeeigneten Bereiche nicht 
mehr in den Umgriff aufgenommen.
Zeigt sich nach wie vor die Gefahr 
einer Verdrängung infolge von Auf-
wertungsaktivitäten im Untersu-
chungsgebiet, bleibt die Satzung 
bestehen, wobei der Umgriff gege-
benenfalls auch vergrößert werden 
kann.

Rein formal gesehen werden Erhal-
tungssatzungsgebiete, die in glei-
cher oder veränderter Gebietsab-
grenzung bestehen bleiben sollen, 

nach Ablauf ihrer fünfjährigen Frist 
nicht verlängert, sondern erneut er-
lassen.

Die bisher größte Ausdehnung er-
reichte das städtebauliche Instru-
ment im Jahr 1996 mit 28 Erhal-
tungssatzungsgebieten, in denen 
knapp 270.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner lebten. In den Fol-
gejahren wurden einige Erhaltungs-
satzungen nicht erneut erlassen so-
dass die Gebietskulisse bis zum 
Jahr 2005 auf 17 Satzungen 
schrumpfte. Ab dem Jahr 2014 ka-
men dann wieder neue Erhaltungs-
satzungsgebiete hinzu.

Bedingt durch die Entwicklungen 
auf dem Münchner Wohnungsmarkt
in den letzten Jahren ist die Ge-
bietskulisse inzwischen wieder auf 
21 Gebiete angewachsen, in denen
rund 262.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner in 147.000 Wohnungen 
leben (Stand: August 2017) (siehe
Abbildung 1).
Allein in den Jahren 2016 und 2017
wurden insgesamt neun Satzungen 
mit zum Teil veränderten Umgriffen 
erneut erlassen. Komplett neu hin-
zugekommen sind außerdem die 
Gebiete „Sendling-Westpark“, „Wet-
tersteinplatz“ und „Maxvorstadt“ .

Abbildung 2 (Seite 10 und 11) zeigt 
die Entwicklung der Gebietskulisse 

der Erhaltungssatzung im Münch-
ner Stadtgebiet für die Jahre 1990, 
2000 und 2010 sowie für den aktu-
ellen Stand im Jahr 2017. 

Deutlich erkennbar liegt der Groß-
teil der Erhaltungssatzungsgebiete 
innerhalb des Mittleren Rings, das 
heißt in den Innenstadt- oder Innen-
stadtrandbezirken. Dabei handelt 
es sich oft um Gebiete mit einem 
hohen Anteil an attraktiver gründer-
zeitlicher Altbausubstanz oder Ge-
bäuden der Nachkriegszeit. Ein- 
und Zweifamilienhäuser sind in die-
sen Gebieten eher die Seltenheit.

Die Möglichkeiten, in diesen Berei-
chen weitere Satzungen auszuwei-
sen, sind inzwischen jedoch einge-
schränkt beziehungsweise der Er-
lass von Erhaltungssatzungen oft
nicht mehr sinnvoll oder notwendig,
da viele der Altbauten in der Innen-
stadt oder am Innenstadtrand inzwi-
schen bereits saniert und die Mie-
ten dementsprechend überdurch-
schnittlich hoch sind. In diesen Ge-
bieten ist die ansässige Bevölke-
rung zudem nicht als verdrängungs-
gefährdet einzustufen. Innerstädti-
sche Quartiere, in denen dies noch
der Fall ist, befinden sich zu einem
Großteil bereits unter Milieuschutz.

Als die Methodik zur Bewertung der
Erhaltungssatzungsgebiete vor 
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Abbildung 1: Entwicklung der Erhaltungssatzungsgebiete und Einwohnerzahlen 1988 bis 2017

Quelle:Referat für Stadtplanung und Bauordnung, HA I/22



nunmehr 30 Jahren entwickelt wur-
de, waren die Gebäude jüngeren 
Baualters, das heißt die Bestände 
aus den 1970er und 80er Jahren 
als Aufwertungs- und Modernisie-
rungsobjekte nicht geeignet, da es 
sich hierbei mehr oder weniger um 
Neubauten handelte. Darüber hin-
aus waren zum damaligen Zeit-
punkt noch größere Bestände an 
unmodernisierten Altbauten im In-
nenstadtbereich vorhanden, deren 
Aufwertung lohnend war.

Inzwischen sind allerdings auch die 
Wohnungsbestände der 1970er und
80er Jahre zunehmend von Um-
bau- und Umwandlungsaktivitäten 
betroffen. Gebäude dieser Bau-
altersklasse befinden sich überwie-
gend in den Vierteln außerhalb
des Mittleren Rings.

Aus diesem Grund wurde im Jahr 
2013 der Indikator „Anteil an Wohn-

einheiten in Gebäuden erbaut zwi-
schen 1969 und 1978“ in den Indi-
katorenkatalog zur Einstufung des 
Aufwertungspotenzials des Bestan-
des aufgenommen (siehe Kapitel 
5). Jüngere Erhaltungssatzungsge-
biete wie z.B. „Laim“ (2015), „Wet-
tersteinplatz“ (2016) oder „Send-
ling-Westpark“ (2016), die sich in 
größerer Entfernung vom Stadtzen-
trum befinden, haben in diesen 
Überlegungen ihren Ursprung. 

Tabelle 1 zeigt die durchschnittliche 
Ausprägung der Indikatoren zur Ge-
bietsfestlegung in den derzeitigen 
Erhaltungssatzungsgebieten im 
Vergleich mit den Werten für die 
Viertel innerhalb und außerhalb des
Mittleren Rings sowie der Gesamt-
stadt. 

Für den Indikator zu den Wieder-
vermietungsmieten sind in der Ta-
belle keine Werte angegeben, da 

ein Vergleich an dieser Stelle nicht 
sinnvoll ist. Bei der Bewertung der 
Satzungsgebiete findet je nach de-
ren Lage im Stadtgebiet ein Ver-
gleich mit den Bereichen innerhalb 
beziehungsweise außerhalb des 
Mittleren Rings statt. 

9

ENTWURF 

Tabelle 1: Ausgewählte Strukturdaten der Erhaltungssatzungsgebiete im Vergleich mit den Gebieten 
innerhalb und außerhalb des Mittleren Rings und der Gesamtstadt 

Quelle: Referat für Stadtplanung und Bauordnung, HA I/22



Abbildung 2: Gebietskulisse der Erhaltungssatzung in den Jahren 1990, 2000, 2010 und 2017

Hinweis:
Die abgebildeten Umgriffe der Erhaltungssatzungsgebiete erheben keinen Anspruch auf Rechtsverbindlichkeit. Rechtsverbindlichen 
Charakter haben lediglich die Darstellungen im jeweiligen Amtsblatt der Landeshauptstadt München.

10
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Quelle: Referat für Stadtplanung und Bauordnung, HA I/22
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Erhaltungssatzung Josephsplatz | Maxvorstadt

3 
Die aktuellen 
Münchner 
Erhaltungssatzungen



3.1 Erhaltungssatzungsgebiete 
im Überblick

10,7 Quadratkilometer und damit 
knapp 8 Prozent der gesamten be-
bauten Fläche des Münchner Stadt-
gebietes befinden sich im Geltungs-
bereich einer Erhaltungssatzung. 
Insgesamt leben hier rund 262.000 
Einwohnerinnen und Einwohner 
und somit knapp 17 Prozent der 
Münchner Bevölkerung. 

Tabelle 2 gibt einen Überblick über 
alle derzeitigen Erhaltungssat-
zungsgebiete sowie deren jeweilige
Gültigkeitsdauer, die Anzahl der im 
Umgriff gelegenen Wohnungen und
die Anzahl der darin lebenden 
Einwohnerinnen und Einwohner. 
Gemessen an der Einwohnerzahl 
ist derzeit „Ludwigsvorstadt/
Schwanthalerhöhe“ das größte Er-
haltungssatzungsgebiet, gefolgt von
„Haidhausen“. Das kleinste Gebiet 
ist die „Alte Heide“ mit nur 2.600 
Einwohnerinnen und Einwohnern 
und rund 1.300 Wohnungen3.

3 Mittlerweile werden wegen der besse-
ren städtebaulichen Begründbarkeit nur 
noch Satzungsgebiete ausgewiesen, 

3.2 Steckbriefe der aktuellen 
Satzungsgebiete

Im Bezug auf die städtebauliche
Gestalt und Struktur ergeben sich
mehr oder weniger große Unter-
schiede zwischen den einzelnen
Satzungsgebieten. So handelt es 
sich beispielsweise bei dem Gebiet 
rund um den Gärtnerplatz um ein 
urbanes, lebhaftes Innenstadtviertel
mit gemischten Nutzungsstrukturen,

bei „Milbertshofen“ oder der „Alten 
Heide“ hingegen um ruhigere 
Wohn- und Mischgebiete außerhalb
des Mittleren Rings. Auf den folgen-
den Seiten werden deshalb alle 
derzeitigen Münchner Erhaltungs-
satzungsgebiete in kurzen Steck-
briefen vorgestellt. 

Bei einer Änderrung des Satzungs-
umgriffs beziehungsweise bei Neu-

die mindestens 1.500 Wohneinheiten 
umfassen, Die „Alte Heide“ stellt mit ih-
rer homogenen Baustruktur städtebau-
lich gesehen einen Sonderfall dar wobei
bei erstmaligem Satzungserlass noch 
keine Mindestanzahl an Wohneinheiten 
als Voraussetzung galt.

erlass nach Ablauf der 5-Jah-
res-Frist ist zu gegebener Zeit eine 
jeweils aktualisierte Version der 
Steckbriefe online abrufbar unter 
www.muenchen.de Stichwort: Er-
haltungssatzung.
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Tabelle 2: Aktuelle Erhaltungssatzungsgebiete 
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Hinweis: 
Die abgebildeten Umgriffe der Erhaltungssatzungsgebiete erheben keinen Anspruch auf Rechtsverbindlichkeit. 
Rechtsverbindlichen Charakter haben lediglich die Darstellungen im jeweiligen Amtsblatt der Landeshauptstadt München.
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Erhaltungssatzung St. Benno
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Erhaltungssatzung Sendling-Westpark | Mittersendling

4 
Rechtliche 
Rahmenbedingungen 
und Zuständigkeiten



4.1 Gesetzesgrundlage der Erhal-
tungssatzung

Erhaltungssatzungen werden von 
der Gemeinde auf Grundlage des 
§ 172 Baugesetzbuch (BauGB)4 er-
lassen. Je nach Zielsetzung lassen 
sich drei Arten von Erhaltungssat-
zungen unterscheiden: 

• zur Erhaltung der städtebauli-
chen Eigenart des Gebietes auf 
Grund seiner städtebaulichen Ge-
stalt (§ 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) - 
„Gestaltschutz“
• zur Erhaltung der Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung (§ 
172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB) - 
„Milieuschutz“ und
• bei städtebaulichen Umstruktu-
rierungen (§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
3 BauGB).

In der Landeshauptstadt München 
wurde bisher nur von sogenannten 
Milieuschutzsatzungen nach § 172 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB Ge-
brauch gemacht. Sofern im Rah-
men der vorliegenden Veröffentli-
chung allgemein von Erhaltungssat-
zungen gesprochen wird, handelt 
es sich ausschließlich um Satzun-
gen zum Erhalt der Zusammenset-
zung der Wohnbevölkerung. Sat-
zungen mit dem Zweck des Gestalt-
schutzes und bei städtebaulichen 
Umstrukturierungen sind nicht Ge-
genstand der Dokumentation. 

In den Satzungsgebieten besteht 
für bestimmte Vorhaben an bauli-
chen Anlagen ein Genehmigungs-
vorbehalt. Gemäß § 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr.2 BauGB kann die Ge-
meinde in einem Bebauungsplan 
oder in einer sonstigen Satzung 
Gebiete bezeichnen, in denen zur 
Erhaltung der Zusammensetzung 
der Wohnbevölkerung der Rück-
bau, die Änderung oder die Nut-
zungsänderung baulicher Anlagen 
der Genehmigung bedürfen. 
Darüber hinaus können die Landes-
regierungen Rechtsverordnungen 
mit einer Gültigkeitsdauer von 
höchstens fünf Jahren erlassen, 
nach welchen die Begründung von 
Wohnungs- oder Teileigentum an 
Gebäuden, die sich in einem Erhal-
tungssatzungsgebiet befinden und 
zu Wohnzwecken dienen, einer Ge-
nehmigung bedarf (§ 172 Abs. 1 

4 Auszug aus dem Gesetzestext siehe 
Seite 43.

BauGB). Von dieser Möglichkeit hat
die bayerische Staatsregierung mit 
Einführung des § 5 der Verordnung 
zur Durchführung des Wohnungs-
rechts und des Besonderen Städte-
baurechts (DVWoR), der zum 
01.03.2014 in Kraft getreten ist, Ge-
brauch gemacht.

Die vorgenannte Genehmigung darf
nach § 172 Abs. 4 BauGB nur dann
versagt werden, wenn die Zusam-
mensetzung der Wohnbevölkerung 
aus besonderen städtebaulichen 
Gründen erhalten werden soll. Für 
den Fall, dass die Erhaltung der 
baulichen Anlage oder ein Absehen 
der Begründung von Wohnungsei-
gentum oder Teileigentum auch un-
ter Berücksichtigung des Allgemein-
wohls wirtschaftlich nicht mehr zu-
mutbar ist, muss die Genehmigung 
jedoch erteilt werden. 
Dies ist ebenso der Fall, wenn die 
Änderung einer baulichen Anlage 
der Herstellung eines zeitgemäßen 
Ausstattungsstandards einer durch-
schnittlichen Wohnung unter Be-
rücksichtigung der bauordnungs-
rechtlichen Mindestanforderungen 
dient. Weitere Tatbestände, wann 
eine Genehmigung zu erteilen ist, 
sind in § 172 Abs. 4 BauGB aufge-
führt. Beispielsweise kann die 
Genehmigung zur Begründung von 
Wohnungseigentum ebenfalls nicht 
versagt werden, wenn das Grund-
stück zu einem Nachlass gehört 
und Wohnunsgeigentum zugunsten
von Miterben oder Vermächtnisneh-
mern begründet werden soll. 

In Erhaltungssatzungsgebieten ist 
außerdem ein gemeindliches Vor-
kaufsrecht gemäß § 24 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB vorgesehen (siehe Kapi-
tel6.2). 

Die Realisierung des mit einer Er-
haltungssatzung verfolgten Schut-
zes erfolgt durch ein Verfahren in 
zwei Schritten – dem Erlass der 
Satzung und der Genehmigung:
Durch die gemeindliche Satzung 
wird im ersten Verfahrensschritt ein 
Gebietsumgriff festgelegt (zur Me-
thodik und Datengrundlage siehe 
Kapitel 5). Innerhalb dieses Um-
griffs, das heißt innerhalb des Er-
haltungssatzungsgebietes, unterlie-
gen die durch Gesetz bestimmten 
baulichen Veränderungen der Ge-
nehmigungspflicht. 

Auf der zweiten Stufe konkretisiert 
und individualisiert sich das Verfah-
ren. Es wird geprüft, ob die bauliche
Maßnahme das Satzungsziel und 
damit den Erhalt der Zusammenset-
zung der Wohnbevölkerung gefähr-
det.

Zunächst wird mittels der Satzung 
also nur die Schutzwürdigkeit des 
Gebietes festgestellt und damit der 
Genehmigungsvorbehalt bestimm-
ter Vorhaben im Umgriff begründet. 
Ob dann die Voraussetzungen für 
die Schutzwürdigkeit im Hinblick auf
das konkrete Vorhaben gegeben 
sind, wird hingegen erst im Rahmen
der Entscheidung über den einzel-
nen Genehmigungsantrag geprüft. 

Zusammenfassend muss für den 
Erlass einer Erhaltungssatzung in 
einem Gebiet die abstrakte Gefahr 
bestehen, dass mit baulichen Ver-
änderungen beziehungsweise der 
Aufwertung des Gebäudebestandes
eine Veränderung der Zusammen-
setzung der ansässigen Wohnbe-
völkerung einhergeht, welche aus 
städtebaulichen Gründen nicht er-
wünscht ist.

4.2 Besondere städtebauliche 
Gründe

Als bodenrechtliche Vorschrift sind 
Erhaltungssatzungen nach § 172 
Abs. 1 Nr. 2 BauGB kein Instrument
zum Schutz einzelner Mieterinnen 
und Mieter sondern dienen dem 
aus besonderen städtebaulichen 
Gründen erwünschten Erhalt der 
Zusammensetzung der Wohnbevöl-
kerung in einem festgelegten Ge-
biet. 

Der Gesetzgeber definiert hierbei 
nicht, was unter den in § 172 Abs. 4
S.1 BauGB genannten besonderen 
städtebaulichen Gründen zu verste-
hen ist. Allgemein werden diese 
Gründe im Kontext der Milieu-
schutzsatzung als nachteilige städ-
tebauliche Auswirkungen verstan-
den, die mit der Verdrängung der 
Wohnbevölkerung beziehungswei-
se bestimmter Bevölkerungsgrup-
pen durch andere einhergehen. Die
Bevölkerungsgruppe oder das Mi-
lieu werden nicht genauer beschrie-
ben. In der Regel wird es sich bei 
den schutzbedürftigen und verdrän-
gungsgefährdeten Personengrup-
pen jedoch um Haushalte mit gerin-
geren oder mittleren Einkommen, 
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um ältere Personen, Familien mit 
Kindern und Alleinerziehende han-
deln, die in besonderem Maße auf 
nahegelegene Infrastruktureinrich-
tungen angewiesen sind. 

Städtebaulich nachteilige Entwick-
lungen können beispielsweise darin
liegen, dass:

• wegen der Verdrängungspro-
zesse innenstadtnaher, preisgüns-
tiger Wohnraum wegfällt und an 
anderer Stelle im Stadtgebiet Er-
satzwohnraum geschaffen werden 
muss. Dies ist besonders vor dem 
Hintergrund der knappen Flä-
chenressourcen und der insgesamt
hohen Grundstücks- und Mietprei-
se in München ein erhebliches Pro-
blem.
• vorhandene Infrastrukturein-
richtungen, die auf den Bedarf der 
ansässigen Bevölkerung zuge-
schnitten sind, nicht mehr ausge-
lastet sind und funktionslos wer-
den.
• Infrastruktureinrichtungen an 
anderer Stelle mit erheblichem Auf-
wand und hohen Kosten neu ge-
schaffen werden müssen und
• bestehende Infrastruktur an-
gepasst und erweitert werden 
muss.

Aus Sicht der Landeshauptstadt 
München sind derartige Entwicklun-
gen unerwünscht. Insbesondere der
Wegfall von preisgünstigem Miet-
wohnraum infolge von Modernisie-
rungen und Umwandlungen ver-
schärft die Wohnraumproblematik 
in der Stadt zusätzlich. Da vor allem
Haushalte mit niedrigeren Einkom-
men auf dem freien Wohnungs-
markt nur noch sehr geringe Chan-
cen auf leistbaren Wohnraum ha-
ben, kann ein weiterer Verlust be-
zahlbarer Wohnungen dazu führen, 
dass die Anzahl der Vormerkungen 
für Sozialwohnungen noch mehr 
ansteigt als bisher.

Neben den bekannten Herausforde-
rungen wie dem Anstieg der Ein-
wohnerzahlen bei gleichzeitigem 
Verlust bezahlbaren Mietwohn-
raums verschärfen weitere außeror-
dentliche Entwicklungen die Situati-
on auf dem Wohnungsmarkt zu-
sätzlich. Dazu gehören zum Bei-
spiel der Anstieg der Wohnungslo-
senzahlen sowie die Flüchtlingssi-
tuation und der Wegfall der fünfjäh-

rigen Mindestwohndauer in Mün-
chen für den Erhalt einer Förderbe-
rechtigung ab dem Jahr 2018. 

Nach Einschätzungen des Sozialre-
ferats führen die genannten Ent-
wicklungen insgesamt zu einem zu-
sätzlichen Bedarf von geförderten 
Wohneinheiten. Umso wichtiger ist 
es, die bereits auf dem freien Markt 
mit Wohnraum versorgten Einwoh-
nerinnen und Einwohner vor Ver-
drängung zu schützen um keinen 
weiteren Mietwohnraum zu verlie-
ren.

Auch die Schaffung von neuen Al-
tenpflegeplätzen oder anderen ziel-
gruppenrelevanten Einrichtungen 
wie etwa Beratungsstellen, speziel-
len Förderangeboten aber auch 
Vereinshäusern und dergleichen an
anderer Stelle ist bei einer Ände-
rung der Bevölkerungsstruktur 
durch Verdrängungsprozesse mit 
Mehrkosten für die öffentliche Hand
verbunden und lässt sich überdies 
aufgrund des Mangels an verfügba-
ren Flächen nicht ohne weiteres 
realisieren.

4.3 Zuständigkeiten

Am Erlass und Vollzug der Erhal-
tungssatzung in der Landeshaupt-
stadt München sind insgesamt drei 
Referate beteiligt. Während die Vor-
bereitung eines Gebietsvorschlages
und die Erstellung des Beschlusses
für den Stadtrat mittels einer aus-
führlichen Datenanalyse und Orts-
begehung sowie anschließender 
Abwägung durch das Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung er-
folgen (siehe Kapitel 5), findet der 
eigentliche Vollzug der Erhaltungs-
satzung durch das Sozialreferat in 
Zusammenarbeit mit dem Referat 
für Stadtplanung und Bauordnung 
sowie durch das Kommunalreferat 
statt (siehe Kapitel 6). Die einzel-
nen Zuständigkeiten können nach-
folgender Abbildung 3 entnommen 
werden.
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Abbildung 3: Zuständigkeiten

Quelle:  Referat  für  Stadtplanung  und Bau-
ordnung, HAI/22
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Erhaltungssatzung Baldeplatz / Dreimühlenstraße | Glockenbachviertel

5 
Auswahl, Abgrenzung 
und Begründung der 
Gebiete



Für den eigentlichen Erlass von Er-
haltungssatzungen nach § 172 
BauGB ist in München der Stadtrat 
zuständig. Das Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung erarbeitet 
eine Grundlage beziehungsweise 
einen Vorschlag für den Erlass ei-
ner Erhaltungssatzung in einem be-
stimmten Gebiet, über den der 
Stadtrat anschließend entscheidet. 
Am Tag nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München treten die Er-
haltungssatzungen dann in Kraft.

Generell gibt es deutschlandweit 
keine einheitliche Methode zur Be-
gründung und Festlegung von Ge-
bieten, die sich für den Erlass einer 
Erhaltungssatzung eignen. In der 
Landeshauptstadt München wird 
zur Beurteilung aller Untersu-
chungsgebiete ein standardisiertes 
Verfahren angewendet. Die konse-
quente Anwendung und auch Wei-
terentwicklung dieses Verfahrens 
gewährleistet eine hohe Rechtssi-
cherheit der beschlossenen Satzun-
gen. 

Als geeignet werden Gebiete ange-
sehen, in denen die Aufwertung des
Gebäudebestandes möglich bezie-
hungsweise wahrscheinlich ist 
(„Aufwertungspotenzial“) und die 
ansässige Bevölkerung oder zumin-
dest relevante Teilgruppen davon 
verdrängungsgefährdet sind („Ver-
drängungspotenzial“). Wenn davon 
ausgegangen werden kann, dass 
Aufwertungs- und Verdrängungs-
prozesse schließlich negative städ-
tebauliche Entwicklungen nach sich
ziehen (siehe Kapitel 4.2), so kann 
der Erlass einer Erhaltungssatzung 
als gerechtfertigt angesehen wer-
den.

5.1 Datengrundlagen und Me-
thodik

Um festzustellen, ob der Erlass ei-
ner Erhaltungsatzung in einem Ge-
biet in Frage kommt und um im po-
sitiven Fall die Notwendigkeit des
Milieuschutzes begründen zu kön-
nen, werden Daten, die Hinweise 
auf die Bevölkerungsstruktur sowie
den Zustand der Gebäude geben, 
benötigt. Diese Daten werden in so-
genannte Aufwertungs- und Ver-
drängungsindikatoren eingeteilt 
(siehe Tabelle 3 ).

Derzeit handelt es sich dabei um
ein Set aus insgesamt 18 Indikato-
ren, deren jeweilige Ausprägungen
mittels eines nutzwertanalytischen
Verfahrens skaliert, bewertet und
gewichtet wurden. Die gebietsspe-
zifischen Charakteristika werden
dann mit den jeweiligen Ausprägun-
gen der Indikatoren der Gesamt-
stadt beziehungsweise mit den
Vierteln innerhalb oder außerhalb
des Mittleren Rings verglichen, um
einschätzen zu können, ob Aufwer-
tung und Verdrängung in über-
durchschnittlichem Maße stattfin-
den beziehungsweise zu erwarten
sind. 

Diese Aufgabe übernimmt das Re-
ferat für Stadtplanung und Bauord-
nung mittels der Anwendung von 
statistischen Verfahren. Ergänzend 
finden Begehungen des Gebietes
statt, um die Daten vor allem im Be-
zug auf den Gebäudezustand „ge-
genzuprüfen“ und sich einen Ein-
druck vom Untersuchungsgebiet
und den städtebaulichen Gegeben-
heiten zu verschaffen. 

Das methodische Verfahren wird 
dann eingesetzt, wenn ein neues 
Satzungsgebiet erlassen werden 
soll oder wenn eine Erhaltungssat-
zung nach fünf Jahren „abläuft“ und
ein etwaiger Neuerlass geprüft wird.
Je nach Prüfungsergebnis wird 
dann vorgeschlagen, die Satzung 
erneut zu erlassen, den Gebietsum-
griff zu verändern oder die Satzung 
nicht mehr erneut zu beschließen.

Bis Ende der 1990er Jahre wurden 
die Basisdaten zur Ermittlung be-
ziehungsweise Prüfung der Erhal-
tungssatzungsgebiete durch eigene
Erhebungen des Statistischen Am-
tes der Landeshauptstadt München 
ermittelt. Ab 2000 wurde das Ver-
fahren umgestellt, wobei die Daten 
inzwischen ausschließlich aus der 
Sekundärstatistik gewonnen wer-
den.

Ein Teil der Daten wie zum Beispiel 
Angaben zu den Altersgruppen der 
Bevölkerung oder zu den Bau-
altersklassen der Wohngebäude 
sind stadteigene. Andere Daten, 
wie die Durchschnittsmieten oder 
die Kaufkraft der Bevölkerung, 
stammen aus externen Quellen 
(siehe auch Kapitel 5.2).

Damit die Daten zur Überprüfung 
der Gebiete verwendet werden kön-
nen, müssen verschiedene Anfor-
derungen erfüllt sein. Zum einen 
müssen die Daten sachlich geeig-
net sein, um Teilaspekte des Auf-
wertungs- oder Verdrängungspo-
tenzials statistisch angemessen 
darstellen zu können. Zum anderen
sollten die Daten kleinräumig und 
somit mindestens auf der Ebene 
von Blöcken, besser jedoch auf der 
Ebene von Straßenabschnitten 
(blockseitenscharf) verfügbar sein. 

Um eine Veränderung des Aufwer-
tungs- und Verdrängungspotenzials
auch über mehrere Jahre überprü-
fen zu können, müssen die Daten-
sätze außerdem jährlich aktualisiert
verfügbar sein und kontinuierlich 
fortgeschrieben werden. 

Ebenfalls dient die Begrenzung der
Geltungsdauer der Erhaltungs-
satzungen auf fünf Jahre der 
Datenaktualität. Eine zeitliche 
Befristung ist deshalb erforderlich, 
weil sich Aufwertungs- und 
Verdrängungspotenzial im Laufe 
der Zeit verändern können.

Weiterentwicklung des Indikato-
renkatalogs

Der verwendete Indikatorenkatalog 
(siehe Kapitel 5.2) ist nicht als ab-
schließend anzusehen. Das Instru-
ment wird fortlaufend weiterentwi-
ckelt, um Entwicklungen, die den 
Gebäudebestand oder die Bevölke-
rungsstruktur betreffen, berücksich-
tigen zu können. 

So wurde beispielsweise im Jahr 
2013 der Aufwertungsindikator „An-
teil der Wohnungen in Gebäuden 
mit Baualter 1969 -78“ eingeführt. 
Da in der Regel alle 35 bis 40 Jahre
nach Erstellung eines Wohngebäu-
des ein Modernisierungszyklus be-
ginnt, rückten im Laufe der letzten 
Jahre auch Gebäude dieser Alters-
klasse im Bezug auf mögliche Mo-
dernisierungsaktivitäten stärker in 
den Fokus.

Auch im Zuge von Energiewende 
und energetischer Sanierung wur-
den jüngere Gebäudetypen der 
1960er und 70er Jahre interessant 
für Aufwertungsaktivitäten. Zudem 
ist ein Großteil des typischen grün-
derzeitlichen Altbaubestandes be-
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reits modernisiert oder durch 
Erhaltungssatzungen geschützt. 
Für Investoren werden somit zu-
nehmend andere Gebäudetypen at-
traktiv. Diesen Entwicklungen wur-
de durch die Einführung der neuen 
Baualtersklasse Rechnung getra-
gen.

Ein anderes Beispiel für die Weiter-
entwicklung eines Indikators ist die 
durchschnittliche Wiedervermie-
tungsmiete (nettokalt). Seit dem 
Jahr 2012 ersetzt ein konkreter Ver-
gleichswert einen ehemaligen 
Lageindikator, der dem Mietspiegel 
entnommen wurde. Dies wurde 
möglich, da mittlerweile viele Miet-
wohnungen über Online-Portale an-
geboten werden und somit eine 
dementsprechend große Datenba-
sis verfügbar ist, die Aussagen über
das Niveau der Wiedervermietungs-
mieten auch auf kleinräumiger Ebe-
ne zulässt. Für das Erhaltungssat-
zungsmonitoring werden Daten der 
Online-Plattform Immobilienscout24
angekauft und ausgewertet. Insbe-
sondere bei diesem Indikator ist ein
Vergleich der Duchschnittsmiete im 
Erhaltungsstzungsgebiet mit der 
Durchschnittsmiete innerhalb bezie-
hungsweise außerhalb des Mittle-
ren Rings sinnvoller, als ein Ver-
gleich mit der Gesamtstadt, da das 
Mietniveau in den Innenstadt- und 
Innenstadtrandbezirken in der Re-
gel höher ist als außerhalb.

Im Zuge der kontinuierlichen Wei-
terentwicklung des Erhaltungssat-

zungsmonitorings wurde auch die 
Einführung weiterer Kennzahlen 
wie zum Beispiel der Anteil der Ar-
beitslosen, der Anteil der Bedarfs-
gemeinschaften oder die Entwick-
lung der Bodenrichtwerte auf ihre 
Tauglichkeit als Erhaltungssat-
zungsindikatoren geprüft. Einer Ver-
wendung steht jedoch bisher vor al-
lem die fehlende kleinräumige Da-
tenverfügbarkeit im Weg.

Um eine gewisse Kontinuität und 
Vergleichbarkeit auch mit früheren 
Erhaltungssatzungen beibehalten 
zu können, sind die meisten Indika-
toren zumindest in ähnlicher Form 
seit den Anfängen der Erhaltungs-
satzung bestehen geblieben, sofern
eine unveränderte Weiterführung 
sinnvoll und die Daten jährlich in 
aktualisierter Form verfügbar wa-
ren. 

Die derzeit verwendeten Aufwer-
tungs- und Verdrängungsindikato-
ren zur Begründung von Erhal-
tungssatzungen sind in Tabelle 3 
zusammengefasst und werden im 
nachfolgenden Kapitel ausführlicher
dargestellt.

5.2 Aufwertungs- und Verdrän-
gungsindikatoren

Aufwertungs- und Verdrängungsin-
dikatoren ergeben zusammenge-
nommen die grundsätzliche Eig-
nung eines Gebietes für den Erlass 
einer Erhaltungssatzung. Mittels 

dieser Indikatoren lässt sich ab-
schätzen, ob der Gebäudebestand 
beziehungsweise die Wohnungen 
in einem Gebiet Modernisierungs-
potenzial haben und ob in diesen 
Wohnungen eine verdrängungsge-
fährdete Bevölkerung lebt. 

Aufwertungsindikatoren

Aufwertungspotenziale werden häu-
fig genutzt, um im Zuge der Moder-
nisierungsarbeiten Qualitäten ober-
halb des üblichen Standards wie
zum Beispiel eine Galerie, eine
Dachterrasse oder einen Wintergar-
ten zu schaffen. Beliebt ist auch die
Zusammenlegung zweier kleinerer
Wohnungen zu einer großen Woh-
nung. Diese zuvor noch bezahlba-
ren Wohnungen werden nach der
(Luxus-)sanierung nun oftmals zu
wesentlich höheren Mietpreisen auf
dem Markt angeboten oder als Ei-
gentumswohnungen verkauft. In
vielen Fällen können sich die ur-
sprünglichen Mieterinnen und Mie-
ter die Wohnungen im Anschluss
nicht mehr leisten. Um feststellen
zu können, ob ein Gebäude bezie-
hungsweise die darin gelegenen
Wohneinheiten Aufwertungspoten-
zial besitzen könnten, werden die in
Tabelle 3 dargestellten Aufwer-
tungsindikatoren ausgewertet.

Die Baualtersklassen geben einen
ersten Hinweis darauf, ob grund-
sätzlich die Wahrscheinlichkeit be-
steht, dass es zu Aufwertungsaktivi-
täten im Bestand kommt. Dies wäre
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Tabelle 3: Aufwertungs- und Verdrängungsindikatoren

Quelle: Referat für Stadtplanung und Bauordnung, HA I/22



zum Beispiel bei Gebäuden aus 
den 1990er Jahren weniger der Fall
als bei älteren Gebäuden. Jedoch
sind viele gründerzeitliche Altbauten
bereits luxussaniert und haben
dementsprechend ebenfalls kein
Aufwertungspotenzial mehr. Die rei-
ne Beurteilung über die Daten
reicht somit zur Bewertung eines
Gebietes nicht aus. Um die tatsäch-
lichen Potenziale des Gebäudebe-
standes einschätzen zu können, ist 
ergänzend zur Datenanalyse eine
Begehung des Untersuchungsge-
bietes notwendig. 

Der Anteil an Wohneinheiten in Ge-
bäuden mit vier bis sechs Geschos-
sen lässt Rückschlüsse auf die 
Struktur des Gebietes zu, da die 
klassischen Altbauten und Nach-
kriegsbauten in den verdichteten ur-
banen Stadtvierteln in der Regel 
diese Geschosszahlen aufweisen. 
Wäre der Anteil an Wohnungen in 
Gebäuden mit vier bis sechs Stock-
werken also sehr gering, könnte es
sich zum Beispiel um Einfamilien-
hausgebiete handeln, die in der Re-
gel nicht in den Satzungsumgriff
aufgenommen werden.

Rückschlüsse auf das (zukünftige) 
Modernisierungsgeschehen lassen 
sich besonders aus den Umbauakti-
vitäten sowie dem Umwandlungs-
geschehen in einem Gebiet ziehen. 
Dabei wird angenommen, dass die-
se Aktivitäten Frühindikatoren für 
den Wandel und für Gentrifizie-
rungstendenzen in einem Gebiet 
sind.

Als Indikator für die Umwandlung
von Miet- in Eigentumswohnungen
dienen die sogenannten Abge-
schlossenheitsbescheinigungen.
Eine solche muss von der Eigentü-
merin oder dem Eigentümer bean-
tragt werden, wenn Wohnungen in
Einzeleigentum umgewandelt und
verkauft werden sollen. In der Re-
gel erfolgt in den ersten fünf Jahren
nach Erteilung der Abgeschlossen-
heitsbescheinigung eine umfangrei-
che Modernisierung. Mit der Ver-
besserung der Wohnsubstanz ist in 
den meisten Fällen auch eine Miet-
erhöhung verbunden, preisgünsti-
ger Wohnraum geht verloren. Zu-
dem führen Umwandlungen von 
Miet- in Eigentumswohnungen oft 
zu veränderten Bewohnerstrukturen
in den betroffenen Gebäuden.

Die mittlere Wiedervermietungsmie-
te (nettokalt) ist ein wichtiger Indika-
tor um überprüfen zu können, ob es
sich bei den Untersuchtungsgebie-
ten bereits um Gebiete mit hohen
Mieten handelt oder ob noch ver-
gleichsweise günstigerer Mietwohn-
raum und somit „Steigerungsmög-
lichkeiten“ vorhanden sind. In Ab-
hängigkeit von der Lage des Unter-
suchtungsgebietes findet ein Ver-
gleich mit den Mieten innerhalb be-
ziehungsweise außerhalb des Mitt-
leren Rings statt. Zu beachten ist, 
dass es sich hierbei nur um Ange-
botsmieten bei der Wiedervermie-
tung handelt. Diese sind in aller
Regel höher als die durchschnittli-
chen Bestandsmieten. Dennoch 
kann durch den Vergleich abge-
schätzt werden, welche Potenziale 
diesbezüglich im Untersuchungsge-
biet noch vorhanden sind. 

Verdrängungsindikatoren 

Als zweiter Baustein wird das Ver-
drängungspotenzial der im Gebiet 
ansässigen Bevölkerung ermittelt.

Die Indikatoren „Anteil der ausländi-
schen Bevölkerung“, „Anteil der Al-
leinerziehenden an allen Haushal-
ten mit Kindern“ sowie die Anteile 
der Kinder und älteren Personen im
Gebiet lassen Rückschlüsse darauf 
zu, wie hoch der Anteil verdrän-
gungsgefährdeter Haushalte im Un-
tersuchungsgebiet grundsätzlich 
und im Vergleich mit der Gesamt-
stadt ist. Die genannten Bevölke-
rungsgruppen haben in der Regel 
größere Probleme, auf dem Woh-
nungsmarkt adäquaten und bezahl-
baren Ersatzwohnraum zu finden, 
wenn sie verdrängt werden und 
sind oft weniger mobil als beispiels-
weise Paare mit doppeltem Haus-
haltseinkommen. 

Einen Hinweis auf das Vorhanden-
sein von gewachsenen und schüt-
zenswerten Milieustrukturen und 
Nachbarschaften kann die Wohn-
dauer der Bevölkerung geben. Lebt 
beispielsweise ein größerer Anteil 
an Haushalten seit vielen Jahren in 
einem Gebiet, so kann davon aus-
gegangen werden, dass eine hohe 
Bindung an die Nachbarschaft und 
Infrastruktur besteht und sich ein 
gewisses „Milieu“ sowie soziale 
Netzwerke etabliert haben. In der 
Regel sind die Wohndauern der Be-

völkerung in den innerstädtischen 
Bezirken allerdings niedriger als au-
ßerhalb des Mittleren Rings. Dies 
ist der Tatsache geschuldet, dass 
die Wohnflächen hier meist gerin-
ger sind und gerade in der Famili-
engründungsphase oft Umzüge 
stattfinden. 
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Auch Haushalte, deren Einkommen
unterhalb bestimmter Schwellen lie-
gen, sind besonders verdrängungs-
gefährdet. Diese Haushalte werden 
unter anderem durch den Indikator 
„Anteil der Haushalte mit einem 
Nettoeinkommen bis 1.500 Euro 
monatlich“ erfasst. Jedoch sind in 
bestimmten Vierteln inzwischen 
auch Haushalte mit durchschnittli-
chen Einkommen in der Gefahr, von
„Best“-Verdienern verdrängt zu wer-
den. Dabei ist es schwieriger, die 
„Normalverdiener“ als die „Gering-
verdiener“ im Indikatorensystem ab-
zubilden, da erstere dem städti-
schen Durchschnitt entsprechen 
und sich nicht vom Mittel abheben. 
Tatsächlich besteht die Problematik 
aber vor allem in den Stadtbezirken
innerhalb des Mittleren Rings oft 
auch für die Einwohnerinnen und 
Einwohner mit durchschnittlichem 
Einkommen, die auf den ersten 
Blick nicht als verdrängungsgefähr-
dete Haushalte wahrgenommen 
werden würden.

Weitere Hinweise auf die Sozial-
struktur in einem Quartier ergeben 
die Auswertung der durchschnittli-
chen Kaufkraft je Einwohnerin be-
ziehungsweise Einwohner sowie 
der Anteil der Wohngeldempfänger 
im Gebiet.

Die meisten Münchner Erhaltungs-
satzungsgebiete weisen ein hohes 
Aufwertungspotenzial und eine ge-
mischte Bevölkerungsstruktur mit 
(im statistischen Mittel) oft nur mitt-
lerem Verdrängungspotenzial bei 
einem jedoch höheren Verdrän-
gungspotenzial für Teilgruppen auf.
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Erhaltungssatzung Tegernseer Landstraße

Erhaltungssatzung Wettersteinplatz
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Erhaltungssatzung Gärtnerplatz / Glockenbachviertel
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Erhaltungssatzung Josephsplatz | Maxvorstadt

6 
Vollzug



Für den Vollzug der durch den 
Stadtrat beschlossenen und nach 
der Bekanntmachung im Amtsblatt 
rechtsgültigen Satzung sind in ers-
ter Linie das Sozialreferat (Amt für 
Wohnen und Migration) sowie das 
Kommunalreferat zuständig.

Im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens werden vom Sozialreferat 
gemeinsam mit dem Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung im 
Geltungsbereich der Erhaltungssat-
zung alle baulichen Maßnahmen 
dahingehend geprüft, ob sie mit den
Zielen der Erhaltungssatzung ver-
einbar und damit genehmigungsfä-
hig sind. Darüber hinaus werden 
seit der Einführung des Genehmi-
gungsvorbehalts im Jahr 2014 ge-
mäß § 172 Abs. 1 Satz 4 BauGB je 
nach Sachverhalt Genehmigungen 
für die Umwandlung von Miet- in Ei-
gentumswohnungen versagt oder 
erteilt.

Im Bezug auf den Verkauf von 
Grundstücken innerhalb eines Er-
haltungssatzungsgebietes steht der
Landeshauptstadt München unter 
bestimmten Voraussetzungen au-
ßerdem ein gesetzliches Vorkaufs-
recht zu, für dessen Prüfung und 
Ausübung das Kommunalreferat 
zuständig ist.

6.1 Genehmigungsverfahren im 
Sozialreferat

Das Sozialreferat, Amt für Wohnen 
und Migration, ist für den Vollzug 
der Erhaltungssatzungen bezogen 
auf bauliche Maßnahmen zustän-
dig. Im Genehmigungsverfahren 
wird geprüft, ob die geplanten Maß-
nahmen oder Modernisierungen zu 
einem überdurchschnittlichen Stan-

dard der Wohnungen führen. 

Einer Genehmigungspflicht unterlie-
gen alle baulichen Maßnahmen an 
bestehendem Wohnraum, das heißt
Modernisierungen, Grundrissände-
rungen, Nutzungsänderungen oder 
der Abbruch von Gebäuden im Er-
haltungssatzungsgebiet und zwar 
unabhängig davon, ob es sich um 
genehmigungspflichtige Maßnah-
men nach der Bayerischen Bauord-
nung (BayBO) handelt. 

Bauliche Veränderungen an beste-
hendem Wohnraum können zum 
Beispiel die Modernisierung von 
Bädern und Fenstern oder der Ein-
bau eines Aufzugs sein. Renovie-
rung und Instandhaltung, sowie der 
Austausch defekter Bauteile gegen 
gleichwertige neue, bedürfen hinge-
gen keiner Genehmigung.

Damit eine Genehmigung durch 
das Sozialreferat erteilt wird, müs-
sen, abhängig von den geplanten 
Maßnahmen, insbesondere folgen-
de Punkte erfüllt sein:

• Der allgemein übliche Stan-
dard von Wohnraum in der 
Landeshauptstadt München 
muss eingehalten werden.

• Die Mindestanforderungen 
der BayBO an Wohnraum 
müssen berücksichtigt wer-
den.

• Bei Abbruch muss im selben 
Erhaltungssatzungsgebiet Er-
satzwohnraum bereitgestellt 
werden.

• Für die Begründung von Woh-
nungs- oder Teileigentum 
muss ein Genehmigungstat-
bestand gemäß § 172 Abs. 4 
Satz 3 BauGB erfüllt sein 

Was versteht man unter einem 
„zeitgemäßen Ausstattungszu-
stand“?

Genehmigt werden nur bauliche 
Maßnahmen, die den allgemein üb-
lichen Standard durchschnittlichen 
Wohnraums in München nicht über-
schreiten. Dieser ist dann gegeben,
wenn hinsichtlich Bauausführung 
und Ausstattung die Mindestanfor-
derungen erfüllt sind. Ein allgemein 
üblicher Standard liegt zudem dann
vor, wenn er bei der überwiegenden
Mehrzahl von Mietwohnungen vor-
handen ist. 

Entscheidend bei der Beurteilung 
ist dabei der Gesamteindruck des 
Wohnraums, also ob dieser den 
Rahmen der durchschnittlichen 
Wohnungen im Erhaltungssat-
zungsgebiet überschreitet und von 
dem in Betracht kommenden Mie-
terkreis als eine Wohnung deutlich 
gehobenen Standards empfunden 
wird.

Dies kann zum einen bei Merkma-
len der Fall sein, die unüblich sind 
und daher auf den ersten Blick den 
Eindruck einer gewissen Exklusivi-
tät vermitteln, wie zum Beispiel ein 
Wellnessbereich mit Schwimmbad 
oder sehr hochwertige Bodenbelä-
ge und Sanitärausstattungen. Zum 
anderen fallen aber auch Merkmale
darunter, die zwar grundsätzlich üb-
lich sind, jedoch von ihrer Ausfüh-
rung oder Größe nicht mehr dem 
allgemein üblichen Standard ent-
sprechen, wie etwa besonders 
großzügige Sanitärräume oder Bal-
kone über acht Quadratmeter.

Aufzüge gehören in Gebäuden mit 
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Tabelle 4: Vollzugsstatistik – Modernisierungsanträge

Quelle: Sozialreferat, Amt für Wohnen und Migration



mehr als fünf Vollgeschossen zum 
üblichen Ausstattungsstandard, 
werden darüber hinaus unter Be-
rücksichtigung der baurechtlichen 
Mindestanforderungen bereits ab 
einer Gebäudehöhe von 13 Metern 
genehmigt. Bei niedrigeren Gebäu-
den ist ein Aufzug hingegen nicht 
allgemein üblicher Standard.

Sind die baulichen Maßnahmen 
nach BayBO genehmigungspflich-
tig, findet eine enge Zusammenar-
beit zwischen Sozialreferat und Re-
ferat für Stadtplanung und Bauord-
nung statt. Im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens werden 
auch die erhaltungssatzungsrechtli-
chen Belange gewürdigt.

Die Zahl der Anträge auf Moderni-
sierungsgenehmigungen ist, wie in
Tabelle 4 dargestellt, in den letzten 
fünf Jahren unverändert hoch 
gewesen. 

Durch Beratungsgespräche mit den
Bauherrinnen und Bauherren wird 
sowohl im Vorfeld als auch während
des Genehmigungsverfahrens ge-
währleistet, dass der allgemein übli-
che Standard möglichst eingehalten
wird. Zwischen 2012 und 2016 wur-
den im Schnitt rund 1.600 Gesprä-
che jährlich durchgeführt und damit 
etwa 200 Gespräche mehr pro Jahr
als noch im Zeitraum 2007 bis 
2011. Vor allem seit 2014 ist ein er-
höhter Bedarf festzustellen, der 
auch auf die Einführung des Ge-
nehmigungsvorbehalts zurückzu-
führen sein dürfte.

Die Durchführung ungenehmigter 
Baumaßnahmen (bauliche Ände-
rung, Nutzungsänderung, Rückbau)
stellt eine Ordnungswidrigkeit dar, 
die mit einem Bußgeld bis zu 
25.000 Euro je Wohnung geahndet 
werden kann. Dies wird durch Kon-

trollen überprüft. Werden Maßnah-
men ohne die erforderliche Geneh-
migung durchgeführt, kann eine 
Baueinstellung erwirkt werden.

Genehmigungsvorbehalt bei Um-
wandlung von Miet- in Eigen-
tumswohnungen

Gemäß § 172 Abs. 1 Satz 4 BauGB
werden die Landesregierungen er-
mächtigt, für Grundstücke in Gebie-
ten einer sogenannten Milieu-
schutzsatzung durch Rechtsverord-
nung zu bestimmen, dass die Be-
gründung von Wohnungseigentum 
oder Teileigentum an Gebäuden, 
die zu Wohnzwecken bestimmt 
sind, nicht ohne eine Genehmigung
erfolgen darf (siehe auch Kapitel 
4.1). Dadurch sollen spekulative 
Umwandlungen von Miet- in Eigen-
tumswohnungen und damit verbun-
dene Luxusmodernisierungen und 
Verdrängungsprozesse verhindert 
werden. 

Mit der Einführung dieser Rechts-
verordnung durch die bayerische 
Staatsregierung ist jedoch kein ab-
solutes „Umwandlungsverbot“ ver-
bunden. Vielmehr muss ein beson-
deres Genehmigungsverfahren 
durchlaufen werden. Dies bedeutet,
dass das Grundbuchamt ohne Ge-
nehmigung oder Negativattest der 
Landeshauptstadt München keine 
Eintragungen von Rechten zur Be-
gründung von Wohnungseigentum 
oder Teileigentum vornehmen darf.

Unter bestimmten, in § 172 Abs. 4 
BauGB genannten Voraussetzun-
gen muss laut Gesetz jedoch eine 
Genehmigung erteilt werden. Dies 
ist beispielsweise der Fall, wenn  
das betroffene Grundstück zu ei-
nem Nachlass gehört oder das Ge-
bäude nicht zu Wohnzwecken ge-
nutzt wird.

Eine Genehmigung zur Begründung
von Wohnungs- oder Teileigentum 
muss ebenfalls erteilt werden, wenn
sich die Eigentümerin oder der Ei-
gentümer dazu verpflichtet, die 
Wohnungen innerhalb von sieben 
Jahren nur an die Mieterinnen und 
Mieter zu veräußern.

Bereits seit 1998 wurden seitens 
der Landeshauptstadt München im-
mer wieder große Anstrengungen 
unternommen und viele Initiativen 
gestartet, um die Bayerische 
Staatsregierung davon zu überzeu-
gen, den Genehmigungsvorbehalt 
bei der Umwandlung von Miet- in 
Eigentumswohnungen einzuführen. 
Auf Anregung der Stadtspitze, des 
Stadtrates, des Mieterbeirates und 
des Mietervereins erfolgten Stadt-
ratsbeschlüsse, Petitionen an den 
Bayerischen Landtag und Schrei-
ben an die Oberste Baubehörde im 
Bayerischen Staatsministerium des 
Innern. Im Jahr 2014 wurde die 
Rechtsverordnung schließlich von 
der Bayerische Staatsregierung 
vorerst für die Dauer von fünf Jah-
ren eingeführt. 

Zwischen 2014 und 2016 wurden 
im gesamten Stadtgebiet für rund 
1.900 Wohnungen Anträge zur Be-
gründung von Wohnungs- oder Tei-
leigentum gestellt (siehe Tabelle 5). 
Eine Antragsablehnung erfolgte für 
knapp 850 Wohneinheiten, für circa
460 Wohnungen wurde die Um-
wandlung genehmigt. In den übri-
gen 600 Fällen wurden die Anträge 
zum Beispiel wieder zurückgenom-
men, betrafen keinen Wohnraum, 
oder die betroffenen Anwesen 
lagen nicht innerhalb eines Erhal-
tungssatzungsgebietes. 
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Tabelle 5: Vollzugsstatistik – Anträge auf Genehmigung der Begründung von Wohn- oder Teileigentum

Quelle: Sozialreferat, Amt für Wohnen und Migration



Die Gründe für die Genehmigung 
können beispielhaft am Jahr 2015 
dargestellt werden: Für 48 Anwesen
mit 420 Wohneinheiten wurden Ge-
nehmigungen für die Begründung 
von Wohn- oder Teileigentum bean-
tragt. Für 109 Wohnungen in zwölf 
Anwesen wurde die Genehmigung 
erteilt. Bei einer Wohneinheit ge-
schah dies wegen der Ansprüche 
Dritter nach § 172 Abs. 4 Nr. 4 
BauGB, bei 108 Wohneinheiten 
wurden Verpflichtungserklärungen 
nach § 172 Abs. 4 Nr. 6 BauGB ab-
gegeben und  für 19 Anwesen mit 
insgesamt 105 Wohneinheiten be-
durfte die Aufteilung keiner Geneh-
migung, da das Anwesen nicht in 
einem Erhaltungssatzungsgebiet 
liegt oder es sich nicht um Wohn-
raum handelt. 

Für die übrigen Wohneinheiten wur-
den die Anträge entweder zurück-
genommen oder befanden sich bei 
Erstellung der Statistik noch in Be-
arbeitung. 

Kurz nach Inkrafttreten des Geneh-
migungsvorbehaltes zum 1.03.2014
gingen erwartungsgemäß zahlrei-
che Anträge ein, die überwiegend 
mit Ansprüchen Dritter im Sinne des
§ 172 Abs. 4 Nr. 4 BauGB begrün-
det wurden. Diese wurden jedoch 
fast ausnahmslos abgelehnt. Nach 
dem Anfangshoch im Jahr 2014 
ging die Zahl der Anträge zurück. 
Bei den Anträgen, die weiterhin ein-
gereicht werden, verlagert sich die 
Antragsbegründung überwiegend 

auf die Abgabe von Verpflichtungs-
erklärungen zum Verkauf an Miete-
rinnen und Mieter (§ 172 Abs. 4 Nr. 
6 BauGB). 

Insgesamt kann bei einem Blick auf
die ersten drei Jahre nach der Ein-
führung des Genehmigungsvorbe-
haltes anhand der Antragseingänge
festgestellt werden, dass ohne den 
Genehmigungsvorbehalt eine grö-
ßere Anzahl an Wohnungen in Er-
haltungssatzungsgebieten bereits in
Eigentumswohnungen umgewan-
delt worden wäre. Die Gesetzesin-
tention hat also zu dem gewünsch-
ten Effekt geführt, auch mit diesem 
Instrument die Zusammensetzung 
der Wohnbevölkerung zu schützen 
und einer Gentrifizierung entgegen 
zu wirken.

Da der Genehmigungsvorbehalt bei
der Umwandlung von Miet- in Ei-
gentumswohnungen somit die wich-
tigste Ergänzung der Erhaltungssat-
zung und der wirksamste Schutz 
gegen Verdrängungsprozesse ist, 
ist eine Verlängerung ab 2019 um 
mindestens weitere fünf Jahre zwin-
gend notwendig. Eine Nichtverlän-
gerung der Verordnung würde die 
derzeit unter Schutz stehenden 
Wohnungen zu Spekulationsobjek-
ten machen und das Instrument der
Erhaltungssatzung entschärfen, 
was unter anderem negative städte-
bauliche Entwicklungen zur Folge 
hätte. 

6.2 Ausübung des Vorkaufs-
rechts im Kommunalreferat

Der Verkauf von Mietshäusern 
bringt oftmals eine Umwandlung 
der sich darin befindenden Miet-
wohnungen in einzelne Eigentums-
wohnungen oder aber eine Moder-
nisierung oberhalb des üblichen 
Standards („Luxussanierung“) mit 
sich. Die Folge davon ist nicht sel-
ten die Verdrängung der ange-
stammten Bewohnerinnen und Be-
wohner beziehungsweise der ge-
wachsenen Hausgemeinschaften. 
Für diese steht oftmals im Viertel 
kein geeigneter günstiger Miet-
wohnraum mehr zur Verfügung.

Deshalb steht dem Kommunalrefe-
rat der Landeshauptstadt München 
unter bestimmten Voraussetzungen
beim Verkauf von Grundstücken in 
Erhaltungssatzungsgebieten ein 
Vorkaufsrecht zu, das seine gesetz-
liche Grundlage in § 24 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 4 BauGB hat. Wird ein Grund-
stück infolge der Vorkaufsrechts-
ausübung durch die Stadt erwor-
ben, muss es jedoch unter der Auf-
lage, dass ein Erreichen der Ziele 
der Erhaltungssatzung sicherge-
stellt wird, anschließend wieder re-
privatisiert werden. Seit 2014 er-
möglicht der neu gefasste § 27a 
BauGB es der Landeshauptstadt 
München, die Ausübung des Vor-
kaufsrechts zugunsten Dritter vor-
zunehmen. Hiervon macht die Stadt
gemäß dem Auftrag des Stadtrats 
seit Anfang 2015 in geeigneten Fäl-
len Gebrauch.
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Abbildung 4: Vorkaufsrechtsausübung und Abgabe von Abwendungserklärungen

Quelle: Kommunalreferat, Vorkaufsrechte



Ziel ist dabei nicht, das Vorkaufs-
recht in möglichst vielen Fällen aus-
zuüben. Vielmehr sollen die Käufe-
rinnen und Käufer von Anwesen in 
einem Erhaltungssatzungsgebiet 
überzeugt werden, eine Verpflich-
tungserklärung zur Abwendung des 
Vorkaufsrechts abzugeben, um so 
einvernehmlich die Ziele der Erhal-
tung von preisgünstigem Wohn-
raum für die angestammte Bevölke-
rung zu erreichen.

Ohne eine gemeindliche Erklärung 
zum Vorkaufsrecht, das sogenannte
„Negativattest“, werden Grund-
stücke vom Grundbuchamt nicht 
auf eine Käuferin beziehungsweise 
einen Käufer umgeschrieben 
(„Grundbuchsperre“). Daher wird 
durch die beurkundende Notarin 
beziehungsweise den beurkunden-
den Notar bei der Stadt angefragt, 
ob für ein bestimmtes Grundstück 
ein Vorkaufsrecht besteht.
Handelt es sich bei dem zum Ver-
kauf stehenden Objekt um ein 
Wohnhaus in einem Erhaltungssat-
zungsgebiet und besteht ein Vor-
kaufsrecht, so erfolgt von Seiten 
der Stadt eine städtebauliche Beur-
teilung und gegebenenfalls eine 
bautechnische Einschätzung sowie 
eine Ermittlung des Verkehrswertes
durch das städtische Bewertungs-
amt. 

Die Entscheidung über die Aus-
übung des Vorkaufsrechts obliegt 
dann im konkreten Fall dem Stadt-
rat. Das Kommunalreferat spricht 
aufgrund der vorgenannten Ein-
schätzungen eine Empfehlung aus.

Die Käuferseite kann die Ausübung 
des Vorkaufsrechts verhindern, in-
dem sie eine sogenannte Abwen-
dungserklärung abgibt. Darin ver-
pflichtet sie sich nach derzeitigem 
Stand gegenüber der Stadt, sowohl 
die Umwandlung in Eigentumswoh-
nungen als auch unangemessene 
Modernisierungsmaßnahmen für 
die Dauer der jeweiligen Erhal-
tungssatzung, maximal für bis zu 
zehn Jahre zu unterlassen. 

Da sich der Käufer oder die Käufe-
rin häufig für die Abgabe einer Ab-
wendungserklärung entscheidet, 
wird das Vorkaufsrecht zugunsten 
der städtischen Wohnungsbauge-
sellschaften GWG und GEWOFAG 
eher selten ausgeübt (siehe Abbil-

dung 4). Zwischen 2007 und 2016 
wurden in den Erhaltungssatzungs-
gebieten durchschnittlich 500 Woh-
nungen pro Jahr durch die Abgabe 
von Abwendungserklärungen (96 
Prozent) oder durch Vorkauf (vier 
Prozent) geschützt.

In Abbildung 5 sind die Fallzahlen 
zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
beziehungsweise der Entgegennah-
me von Abwendungserklärungen in 
den Erhaltungssatzungsgebieten 
von 2007 bis 2016 auf Ebene der 
Stadtviertel in Form von Balkendia-
grammen dargestellt.

Die Erhaltungssatzungen gelten im-
mer für einen Zeitraum von fünf 
Jahren. Zum Ende des jeweiligen 
Geltungszeitraums werden diese 
überprüft und anschließend bei wei-
terer Schutzbedürftigkeit mit glei-
chem oder verändertem Umgriff 
verlängert oder aber laufen ersatz-
los aus. So ergab die Untersuchung
im Vorfeld beispielsweise bei der 
Erhaltungssatzung Neuhausen im 
Jahr 2016, dass im nördlichen Teil 
des ehemaligen Satzungsgebietes 
kein ausreichendes Aufwertungs- 
und/ oder Verdrängungspotenzial 
mehr vorhanden war. Der Umgriff 
des neuen Satzungsgebietes „Neu-
hausen“ musste daraufhin verklei-
nert und die nicht mehr geeigneten 
Bereiche aus dem Umgriff entlas-
sen werden.
Anhand der dargestellten Balken in 
den drei nördlich der Satzung gele-
genen Vierteln wird deutlich, dass 
die vorherige Erhaltungssatzung 
während ihrer Laufzeit zwar die ge-
wünschte Wirkung entfalten konnte,
sich die Bevölkerungsstruktur im 
Gebiet im Laufe der Jahre jedoch 
so verändert hat (im speziellen Fall 
vor allem aufgrund von Nachver-
dichtungsaktivitäten), dass ein Neu-
erlass der Satzung über den ge-
samten Bereich nicht mehr gerecht-
fertigt werden konnte. 

Voraussetzungen für die Aus-
übung des kommunalen Vor-
kaufsrechts in Erhaltungssat-
zungsgebieten 

Da die Ausübung des Vorkaufs-
rechts einen Eingriff in das Eigen-
tumsrecht bedeutet, darf es nur 
dann eingesetzt werden, wenn das 
Wohl der Allgemeinheit dies recht-
fertigt, das heißt wenn ein öffentli-
ches Interesse am Vorkauf besteht 
(§ 24 Abs. 3 BauGB). Hier müssen 
die Ziele der Erhaltungssatzung mit 
den Interessen der Betroffenen 
durch die Gemeinde abgewogen 
werden. Außerdem dürfen keine 
Ausschlusstatbestände wie zum 
Beispiel die Veräußerung unter en-
gen Verwandten vorliegen (§ 26 
BauGB). 

Im Rahmen eines Grundsatzbe-
schlusses hat der Stadtrat der Ver-
waltung außerdem Vorgaben dazu 
gemacht, wann das Vorkaufsrecht 
ausgeübt werden soll. Dem Stadtrat
wird die Ausübung des Vorkaufs-
rechts von Seiten der Verwaltung in
der Regel und nach derzeitigem 
Stand dann vorgeschlagen, wenn: 

• eine positive städtebauliche 
Beurteilung durch das Sozial-
referat vorliegt. Dies bedeutet,
dass das Anwesen im Hin-
blick auf seine bauliche Struk-
tur, seinen Wohnkomfort so-
wie seinen Gesamtzustand 
für die Bevölkerung des Sat-
zungsgebiets nach wie vor als
Wohnquartier geeignet ist und
daher erhalten werden soll.

• das Anwesen seiner Größe 
nach geeignet ist; sehr kleine 
Anwesen (insbesondere Ein-
familienhäuser) werden übli-
cherweise nicht als geeignet 
angesehen.

Eine Nichtausübung des Vorkaufs-
rechts kommt allerdings auch bei 
einer positiven städtebaulichen Be-
urteilung und bei einer Erfüllung der
rechtlichen Voraussetzungen dann 
in Betracht, wenn im Fall der Repri-
vatisierung ein zu hoher finanzieller 
Verlust droht oder es zum Beispiel 
zu erheblichen Erschwernissen bei 
der späteren Verwaltung des Ob-
jekts kommen würde.
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Abbildung 5: Vorkaufsrechtsausübung und Abgabe von Abwendungserklärungen in den Erhaltungs-
satzungsgebieten von 2007 bis 2016 (auf Viertelsebene, Anzahl der Wohneinheiten)

Quelle: Kommunalreferat, Vorkaufsrechte
Darstellung: Referat für Stadtplanung und Bauordnung, HA I/22
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7 
Fazit und Ausblick



Die Erhaltungssatzung ist seit 30 
Jahren ein wichtiges Instrument zur
Wahrung gewachsener Milieustruk-
turen und zum Schutz bezahlbaren 
Wohnraums in München. Vor allem 
seit der Einführung des Genehmi-
gungsvorbehalts bei der Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswoh-
nungen ist die Bedeutung der Er-
haltungssatzung gestiegen. 

Jedoch kann der Einsatz des Instru-
ments die im Wandel befindlichen 
Stadtviertel nicht konservieren oder 
vor jeglichen Veränderungen schüt-
zen. Dies ist generell in einer wach-
senden Stadt wie München mit der-
artig hohen Zuwanderungszahlen 
nicht realisierbar. Grundsätzlich 
sind die Möglichkeiten, Gentrifizie-
rungsprozesse und den Anstieg der
Immobilienpreise aufzuhalten durch
das den Gemeinden derzeit zur 
Verfügung stehende Instrumentari-
um sehr beschränkt.

Durch den Einsatz von Erhaltungs-
satzungen wird den Gemeinden im-
merhin die Möglichkeit gegeben, 
übermäßige Aufwertungs- und da-
mit einhergehende Verdrängungs-
prozesse sowie spekulative Um-
wandlungsaktivitäten in bestimmten
Bereichen abzumildern und zu ver-
langsamen. Dabei kann die Erhal-
tungssatzung jedoch immer nur als 
ein Baustein des gesamten woh-
nungspolitischen Instrumentariums5

angesehen werden und nicht als 
Lösung für die Wohnraumproble-
matik in München.

Die Festlegung der Satzungsgebie-
te erfolgt dabei oftmals im Span-
nungsfeld zwischen Forderungen 
der Stadtteilpolitik sowie der rechtli-
chen und damit auch methodischen
Anforderungen an die Handhabung 
des Instruments. 

Grundsätzlich ist dabei immer zu 
beachten, dass die Erhaltungssat-
zung nicht dem Schutz einzelner 
Mieterinnen und Mieter sondern der
Zusammensetzung der Wohnbevöl-
kerung in einem Gebiet dient. So 
würde es z.B. nicht ausreichen, den
Satzungserlass damit zu begründen
dass einige wenige Haushalte auf-
grund von Modernisierung und 

5 Siehe auch Wohnungspolitisches Hand-
lungsprogramm „Wohnen in München 
VI“ 2017 – 2021, Stadtratsbeschluss 
vom 26.10.2016, Sitzungsvorlagen Nr. 
14-20/ V 07205.

Mieterhöhung aus einem einzelnen 
Anwesen ausziehen müssen. Viel-
mehr muss die Verdrängungsgefahr
für eine größere Anzahl an Haus-
halten im Gebiet potenziell gegeben
sein. Gleichzeitig muss davon aus-
gegangen werden, dass bei einer 
Verdrängung der Haushalte städte-
bauliche Nachteile entstehen. 

Nach einer aufwendigen Datenana-
lyse und Einschätzung der Situation
im Gebiet ist die letztliche Entschei-
dung für oder gegen den Erlass ei-
ner Satzung eine planerische Ab-
wägung, bei der unterschiedliche 
Belange berücksichtigt werden und 
die durch den Stadtrat beschlossen 
werden muss. Dabei kann die Kom-
mune die Erhaltungssatzungsgebie-
te nur innerhalb des gesetzlichen 
Rahmens, den das BauGB vorgibt, 
festlegen und muss dies ausrei-
chend begründen. Die Begründung 
ist wichtig, damit die Satzungen 
rechtssicher sind und im Falle einer
Klage vor Gericht Bestand haben. 

Vor allem in den letzten Jahren 
zeigte sich jedoch immer deutlicher,
dass Gentrifizierungsprozesse nicht
ausschließlich in den für den Erlass
von Erhaltungssatzungen als geeig-
net erachteten Bereichen stattfin-
den, sondern dass das ganze 
Stadtgebiet und außerdem nicht nur
Wohnraum sondern auch oftmals 
kleinteiliges Gewerbe und Einzel-
handel betoffen sind. Hier gerät das
Instrument der Erhaltungssatzung 
in seiner bisherigen Ausgestaltung 
jedoch an seine Grenzen. Eine Er-
weiterung der bestehenden gesetz-
lichen Regelungen erscheint des-
halb aus Sicht der Landeshaupt-
stadt München notwendig, um die 
Einwohnerinnen und Einwohner 
auch außerhalb von Erhaltungssat-
zungsgebieten vor spekulativen 
Umwandlungsaktivitäten, Mieterhö-
hungen und Verdrängung zu schüt-
zen. 

Hierzu hat der Oberbürgermeister 
Dieter Reiter die Initiative ergriffen 
und in einem Schreiben vom 16. 
Juni 2017 an die zuständige Bun-
desministerin für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit, Dr. 
Barbara Hendricks, folgende Punk-
te für einen verbesserten Schutz 
der Bevölkerung vor Verdrängung 
vorgeschlagen:

• Der Anwendungsbereich für 
den Genehmigungsvorbehalt 
bei der Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen muss 
in Städten mit erhöhtem Woh-
nungsbedarf auf das ganze 
Stadtgebiet ausgeweitet wer-
den. Nur so kann spekulativen 
Wohnungsverkäufen entgegen-
gewirkt werden.

• Die Position der Mieterinnen 
und Mieter sollte gestärkt wer-
den, indem die sogenannte Ver-
äußerungssperrfrist von derzeit 
sieben auf zehn Jahre erhöht 
wird. Diese gilt in Erhaltungs-
satzungsgebieten ab dem Zeit-
punkt der Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnungen. 
Während der Sperrfrist ist ein 
Verkauf der Wohnungen nur an 
die jeweiligen Mieterinnen und 
Mieter zulässig.

• Bislang dürfen nach Durchfüh-
rung von Modernisierungsmaß-
nahmen bis zu 11 Prozent der 
Modernisierungskosten pro 
Jahr auf die Miete umgelegt 
werden, was zum Teil zu erheb-
lichen Mietsteigerungen führt. 
Zum Schutz der Mieterinnen 
und Mieter sollte diese Umlage 
auf 8 Prozent gesenkt werden. 
Darüber hinaus sollen durch 
Einführung einer Kappungs-
grenze in einem Zeitraum von 
acht Jahren maximal drei Euro 
pro Quadratmeter auf die Mie-
terinnen und Mieter umgelegt 
werden können.

• Erhaltungssatzungen dienen 
dem Milieuschutz, beziehen 
sich aber bislang lediglich auf 
das Thema „Wohnen“. Da aber 
auch alt eingesessene kleinge-
werbliche Betriebe (zum Bei-
spiel Handwerks-, Einzelhan-
dels- und Gastronomiebetriebe)
von Verdrängung bedroht sind, 
soll geprüft werden, inwieweit 
der Schutz der Erhaltungssat-
zung auch auf das Kleingewer-
be ausgeweitet werden kann. 
Damit könnte erreicht werden, 
dass eine städtebaulich prä-
gende Mischung von Wohnen 
mit Handwerks- und sonstigen 
Gewerbebetrieben, Einzelhan-
del und Gastronomie durch den
Erlass von Erhaltungssatzun-
gen geschützt werden kann und
die Viertel weiterhin gemischt, 
lebendig und attraktiv bleiben.
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8 
Weiterführende 
Informationen



Online-Auftritt der Erhaltungsatzung

www.muenchen.de
Suchbegriff: Erhaltungssatzung

• Kartendienst mit Adresseingabe: Über die Eingabezeile kann ermittelt werden, welche Anwesen sich 
im Umgriff einer Erhaltungssatzung befinden. Durch Auswahl der jeweiligen Satzung kann außerdem 
auf Beschlusstext und Detailplan zugegriffen werden

• Steckbriefe der Erhaltungssatzungsgebiete
• Informationen zum Vollzug, den zuständigen Referaten und Ansprechpartnern sowie entsprechende 

Antragsformulare

Informationen zum Vollzug der Erhaltungssatzung

www.muenchen.de
Suchbegriff: Erhaltungssatzung

Landeshauptstadt München
Amt für Wohnen und Migration
Abteilung Wohnraumerhalt
Welfenstr. 22
81541 München

E-Mail: bestandssicherung.soz@muenchen.de

Mietberatungsstelle im Sozialreferat

www.muenchen.de
Suchbegriff: Mietberatung

Die Landeshauptstadt München hat bereits 1981 eine Beratungsstelle für Miet- und Wohnungsfragen („Mietbe-
ratung“) eingerichtet. Hier können sich die Münchner Bürgerinnen und Bürger kostenlos zu Fragen rund um 
das Wohnraummietrecht beraten lassen (zum Beispiel Rechte und Pflichten aus dem Mietvertrag, Vertrags-
klauseln, Kündigungen, Instandhaltung, Modernisierung, Schönheitsreparaturen, Heizkostenabrechnungen).

Landeshauptstadt München 
Sozialreferat – Mietberatung
Franziskanerstraße 8
81669 München

E-Mail: mietberatung.soz@muenchen.de
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Zweckentfremdung von Wohnraum

www.muenchen.de
Suchbegriff: Zweckentfremdung

Durch die Zweckentfremdungssatzung sollen alle Maßnahmen verhindert werden, die dem Wohnungsmarkt 
Wohnraum entziehen – zum Beispiel wenn dieser gewerblich oder als Ferienwohnung genutzt wird, länger als 
drei Monate leer steht oder abgebrochen wird.

Landeshauptstadt München
Amt für Wohnen und Migration
Abteilung Wohnraumerhalt
Welfenstr. 22
81541 München

E-Mail: bestandssicherung  .soz@muenchen.de

Wohnungspolitisches Handlungsprogramm „Wohnen in München VI“ 2017-2021

www.muenchen.de
Suchbegriff: Wohnen in München

Fortschreibung und Weiterentwicklung der Ziele der Münchner Wohnungspolitik mit dem Fokus auf der Schaf-
fung von Wohnraumangeboten insbesondere für einkommensschwache Haushalte.
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